
KIES
F ür Stefan Dietzfelbin-

ger geht es beim Thema
Kies vor allem um Ar-
beitsplätze. „Die Bran-
che beschäftigt am Nie-
derrhein direkt und in-
direkt rund 16.000

Menschen“, sagt der Chef der Indus-
trie- und Handelskammer Duisburg-
Wesel-Kleve. Ganz NRW sei derzeit
„Baustellenland“. Da benötige man Kies
und Sand in großen Mengen. Und trotz
der trüberen Konjunkturaussichten er-
lebe die Baubranche weiter einen Boom,
den man besser nicht abwürgen sollte. 

Genau das befürchtet Dietzfelbinger
aber angesichts der verfahrenen Situati-
on um künftige Kies-Abgrabungen im
IHK-Gebiet, insbesondere im Kreis We-
sel. Dort findet am 8. Oktober eine gro-
ße Konferenz zum Thema statt, für die
es bereits mehrere Absagen gibt. „Bis-
her haben sich weder die zuständige
Planungsbehörde noch die Kommunen
selbst aus der Deckung gewagt“, sagt
der IHK-Chef. Deshalb ergreife nun die
Wirtschaft die Initiative, so Dietzfelbin-
ger. Am Donnerstag präsentierte er mit
dem Baustoffverband Vero alternative
Standorte für Kies- und Sandgruben.

HOHER VERBRAUCH IN NRW
In NRW werden jährlich etwa 13 Millio-
nen Tonnen Kies abgebaut, vor allem
entlang des Rheins, ab Köln bis hoch zur
niederländischen Grenze. Auch auch an
Weser und Lippe gibt es noch größere
Vorkommen. Zugleich laufen viele Kies-
werke langsam leer, neue Gruben wer-
den offenbar kaum noch genehmigt,
oder auf umstrittenen Gebieten. „Wir
brauchen Genehmigungen“, sagt Raimo
Benger, Chef des Baustoffverbandes Ve-
ro, der in NRW rund 150 Firmen ver-
tritt. Schon jetzt stünden in den kom-
menden fünf Jahren zehn Kiesgruben
am Niederrhein vor dem Aus, weil sie
leer sind, darunter das Kieswerk in
Rheinberg, das größte in Europa. „Wenn
es so weiter geht, müssen die Firmen
Mitarbeiter entlassen“, sagt Benger.

Im Durchschnitt verbraucht jeder
Bürger in NRW pro Jahr 3,9 Tonnen
Kies, Sand und Ton. Der Abbau des Roh-
stoffs führt seit vielen Jahren zu Kon-
flikten. Vielerorts beklagen Anwohner
und Umweltschützer Lärm, Lkw-Ver-

kehr und die Eingriffe in die Natur.
Doch wo wie viel Kies und Sand abge-
baggert werden dürfen, legen die Be-
zirksregierungen auf Grundlage des
Landesentwicklungsplanes (LEP) fest. 

KRITIK AN RVR-PLANUNGEN
Im Ruhrgebiet und im Kreis Wesel ist
seit Kurzem der Regionalverband Ruhr
(RVR) für diese Planungen zuständig, er
hat nun auch zu der Weseler Abgra-
bungskonferenz geladen. Einige der be-
troffenen Kommunen und Bürger-
initiativen haben ihr Fernbleiben von
der Konferenz damit begründet, dass
bislang Kompromissvorschläge fehlten.
Zudem gibt es an der Arbeit des RVR be-
reits seit Längerem Kritik. Der Verband
hatte kürzlich im Kreis Wesel neue Ge-
biete zur Kiesausbeutung ausgewiesen,
die weder den Kommunalpolitikern
noch den Unternehmen zusagten. Etwa
in Kamp-Lintfort, wo schon vor zehn
Jahren ein Unternehmen gegraben und
die Stelle für unbedeutend erklärt hatte.
Nun wurde dieselbe Stelle laut Benger
wieder in die RVR-Planungen aufge-
nommen, sein Verband spricht deshalb
von einer „Alibi-Fläche“. An mindes-
tens vier der eingeplanten Areale sei
kein Kies in nennenswerten Mengen zu
finden, sagt Benger. 

Um Alternativen aufzuzeigen, haben
IHK und Baustoffverband nun neun
„Suchräume“ identifiziert, an denen
man über Grabungen diskutieren kön-
ne. Darunter auch den Mündelheimer
Rheinbogen im Duisburger Süden, den
der RVR bislang nicht geprüft hat. Das
Areal liegt gleich gegenüber dem Indus-
triegebiet Krefeld-Uerdingen, die dorti-
ge Rheinbrücke soll bald neu gebaut
werden. Dann könne man doch zugleich
diese 92 Hektar große Fläche am Fluss
ins Auge fassen, sagen Dietzfelbinger
und Benger. Zumal es dort kaum An-
wohner gebe, was das Konfliktpotenzial
niedrig halten dürfte. Im Zuge eines
möglichen Kiesabbaus könnten auch
gleich Maßnahmen zum Hochwasser-
schutz getroffen werden. Entsprechen-
de Lösungen schlagen IHK und Vero
auch für Flächen im Raum Wesel vor.
Zugleich wird angeregt, vier Standorte,
über die kontrovers diskutiert wird,
ganz aus der Planung zu streichen.

KRITIKER SEHEN „RAUBBAU“
„Wir haben hier einen Konflikt ohne
Not“, sagt Rechtsanwalt Benger vom

Baustoffverband Vero. Während man
sich nun erstmals im RVR-Gebiet auf
Druck der Landesregierung zu einer
Grabungskonferenz treffe, habe man im
Planungsraum Köln, Arnsberg, Detmold
und Münster bereits mehrere Konferen-
zen abgehalten und neue Abgrabungs-
gebiete ausgewiesen. Dort sei man des-
halb schon wesentlich weiter. Etwa, was
den künftigen Abbau von Hartgesteinen
wie Kalk, Quarzite und Basalte betreffe,
die vor allem im Sauerland und in der
Eifel zu finden sind. Auch im Gebiet des
Regionalplans Düsseldorf, der den Kreis
Kleve bearbeitet, würden die Flächen
knapp. Dort sei man aber in guten Ge-
sprächen, so Benger. Nur im Kreis We-
sel gehe es nicht weiter. 

Vertreter der Industrie hatten vor al-
lem dem RVR-Chefplaner Martin Tön-
nes (Grüne) vorgeworfen, den Kiesab-
bau in der Region verhindern zu wollen.
Selbst Parteifreunde von Tönnes spra-
chen von einer Chaosstrategie, mit der
Bürger, Kommunen und die Industrie
gegeneinander aufgebracht würden.
Denn die neu ausgewiesenen Flächen
liegen oft abseits der etablierten Stand-
orte mitten auf der grünen Wiese.

Im Dauerstreit um den Kiesabbau
wollen nun der Kreis Wesel, die Stadt
Kamp-Lintfort und die Gemeinde Alpen
Klage gegen den im Frühsommer be-
schlossenen Landesentwicklungsplan
(LEP) erheben. Darin war auch eine
Ausweitung der Kiesabbauflächen be-
schlossen worden. Sollte die Klage er-
folgreich sein, müsste sich auch der
RVR als regionale Planungsbehörde
nicht mehr an die LEP-Vorgaben halten. 

NEUE WEGE IN HOLLAND
Trotz Einladung wollen bislang auch die
Bürgerinitiativen „Niederrheinappell“
und „Eden e.V.“ nicht an der Abgra-
bungskonferenz des RVR teilzunehmen.
Der Name Eden steht für: Erhaltet den
einzigartigen Niederrhein. Die Initiati-
ve beklagt unter anderem, dass große
Mengen an Kies rheinabwärts in Rich-
tung Niederlande verkauft würden.
„Eden“ spricht von Raubbau, der enden
müsse. Dass die Branche auch in die
Niederlande liefere, sei doch selbstver-
ständlich, sagt IHK-Chef Dietzfelbin-
ger. „Wir sehen uns als ein Wirtschafts-
raum.“ Schließlich bekomme Deutsch-
land ja auch Gas aus Holland. 

Wie es in den Niederlanden um das
Thema Kies und Sand steht, weiß
Robèrt van de Laar. Er ist Mitglied der
Geschäftsführung der Teunesen-Grup-
pe, die auch in NRW in Goch, Kevelaer,
Wachtendonk und Weeze Kiesgruben
betreibt. „Bis 2008 hatten wir in den
Niederlanden eine ähnliche Gesetzesla-
ge wie in Deutschland“, sagt der Mana-
ger. Seither habe man aber die Kompe-
tenzen auf die Provinzen und die Kom-
munen verlagert. „Die Gemeinde hat
heute in der Regel das letzte Wort.“ Die
geförderten Mengen hätten sich seit
2008 in den Niederlanden erhöht, es
müsse nun weniger aus Deutschland
importiert werden, Sand habe man in
Holland selber genug. Van de Laar hatte
auch schon Wirtschaftsförderer des
Kreises Kleve zu Gast, um über Projekte
zur Hochwasserschutz, Naturentwick-
lung und Naherholung in Abgrabungs-
gebieten zu informieren. 

Vielleicht könnten ja grenzübergrei-
fende Pilotprojekte ein wenig den
Druck aus dem Kessel nehmen, sagt van
de Laar. „Wir suchen in den Niederlan-
den den Dialog, einen wilden Westen in
Sachen Kiesabbau gibt es bei uns nicht.“ 

Kampf 
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Die Baubranche boomt. Dafür wird Sand und
Kies benötigt. Die Suche nach neuen Gruben

entzweit am Niederrhein die Bevölkerung
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Am Rheinufer wird ein Schiff mit Kies entladen 
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Ärger wegen
Preiserhöhung 

Nachdem der Verkehrsverbund Rhein
Ruhr (VRR) zum 1. Januar 2020 höhe-
re Preise angekündigt hat, gibt es vie-
lerorts Kritik, auch in der Handwerk-
erschaft. Angesichts der wachsenden
Bereitschaft der Bevölkerung, zur Kli-
ma- und Mobilitätswende aktiv bei-
zutragen, zeuge der Preisanstieg im
Schienen-Regionalverkehr „von aus-
geprägter Ignoranz“, sagte AndreasEhlert, Präsident der Dachorganisati-
on Handwerk.NRW am Freitag in
Düsseldorf. „So verprellt man Um-
stiegswillige und stößt die Pendler,
die sich bereits umweltgerecht ver-
halten, vor den Kopf.“ Da die Verteue-
rung vor allem auf Abo-Kunden ab-
ziele, werde mit der anstehenden
Preisrunde auch das neue Azubi-Ti-
cket beschädigt. 

Bislang scheint das zuletzt erwei-
terte Ticket ein Erfolg zu sein. Seit
dem 1. August können Lehrlinge ihr
Azubi-Ticket für einen Zuschlag von
20 Euro auf ganz NRW erweitern. In
den ersten beiden Monaten seit Ein-
führung haben sich laut Verkehrsver-
bund Rhein-Sieg (VRS) 6900 Abon-
nenten für das landesweite Ticket
entschieden, hieß es aus Köln. Der
VRS beschloss zudem gerade, dass ab
1. Januar 2020 bis zu drei Kinder in
Begleitung eines Erwachsenen, der
über ein Abonnement verfügt, werk-
tags bereits ab 15 Uhr kostenlos mit-
fahren können. Bislang gilt diese Mit-
nahmeregelung an den Werktagen
erst ab 19 Uhr. Die ganztägige Mit-
nahme an Wochenenden und Feierta-
gen bleibt davon unberührt. 

In der Region Köln fehlen rund 700
Parkplätze für Lastwagen. Das ist das
Ergebnis einer Untersuchung der Uni
Duisburg-Essen und der Industrie-
und Handelskammer (IHK) Köln.
„Neben mehr Stellplätzen für Lkw
brauchen wir vor allem eine intelli-
gente Nutzung der vorhandenen Flä-
chen“, sagt Ulrich Soénius, Vizechef
der IHK und Leiter des Bereichs
Standortpolitik. Gerade in den
Abend- und Nachtstunden sei die Si-
tuation regelrecht katastrophal. „Un-
ter den fehlenden Parkplätzen leiden
viele: allen voran die gestressten Fah-
rer, aber auch Spediteure, deren Kun-
den sowie andere Verkehrsteilneh-
mer“, so Soénius. Die Landesregie-
rung plant derzeit Testanlagen, die
die Belegung von Parkplätzen elek-
tronisch erfassen und per Internet di-
rekt an die Lkw-Fahrer übertragen
sollen. Das müsse schneller zum Ein-
satz kommen, forderte Soénius. Ins-
gesamt plant und baut NRW 3640 zu-
sätzliche Parkplätze für Lastwagen an
Autobahnen, wie das Verkehrsminis-
terium im August mitteilte. Die IHK
fürchtet, dass diese Plätze nicht aus-
reichen werden. Denn es sei davon
auszugehen, dass der Schwerlastver-
kehr in der Region weiter zunimmt.
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